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Die Arbeit dieses Unterausschusses griindet sich auf den ,Vierten Jahresbericht der
Ombudsfrau fur Schilervertretungen in Hamburg®. In ihrem Bericht schildert die
Ombudsfrau Barbara Beutner, die sich dem Unterausschuss auch als Expertin zur
Verfigung stellte, Missstdnde aus Sicht der Schilerinnen an Hamburger Schulen;
darunter der Boykott schulpolitischen Engagements der Schulerinnen und Schuler durch
den Lehrkorper, die Diskriminierung nicht-deutscher Klassenvertreterinnen und
Klassenvertreter und die Verwehrung des Rechtes auf freie Religionsausibung.

Ausgangspunkt

Die Arbeit in der Schulerinnenvertretung ist Ausdruck ersten frihen (schul-)
politischen Interesses und Engagements.

Verwehren Lehrerinnen und Lehrer der Schilerinnenvertretung, wie im
Ombudsbericht dokumentiert, ihre im Hamburgischen Schulgesetz (HMbSG)
gesicherten Rechte, wird die Arbeit der Schilerinnenvertretung boykottiert und das
politische Interesse ihrer Mitglieder erstickt.

Dies koénnte ein Grund fir die beklagte ,Politikmudigkeit* der Jugend sein und ware
deshalb zu bekampfen.

Wir fordern die Abgeordneten der Bulrgerschaft der Freien und Hansestadt
Hamburg daher auf, diese Rechtsubertretungen der Lehrerinnen und Lehrer aufs
Scharfste zu verurteilen und sich dafir einzusetzen, dass der demokratische
Grundgedanke bereits bei den Jungsten, in der Schule, Giltigkeit besitzt und
seitens des Lehrkérpers vermittelt, ernstgenommen und geférdert wird.

Wir verlangen, dass alle Schilerinnen und Schiler von ihrem Mitspracherecht
Gebrauch machen kénnen, ohne sich durch ihre Lehrerinnen und Lehrer, wie im
Ombudsbericht geschildert, eingeschiichtert, ignoriert oder verleumdet zu fuhlen!

Forderungen

Wir fordern, dass die neutrale und anonyme Anlaufstelle der Ombudsfrau ftr
Schulerlnnenvertretungen erhalten bleibt und verstarkt publiziert wird, da sie eine
wichtige Funktion zur Reflektion von Schilerinnenvertretungsarbeit darstellt.
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Der diesjahrige Ombudsbericht Frau Barbara Beutners belegt erneut, dass
Schulerlnnenvertretungen durch ihre Lehrerinnen haufiger am Ausiben ihrer
Pflichten gehindert werden.

Aufgrund dessen fordern wir, dass Lehrerlnnen, die Schilerinnen ihre Rechte
verwehren, mit disziplinarischen Konsequenzen =zu rechnen haben. Die
Schulaufsicht muss sicherstellen, dass Schilerinnen nicht ihrer Grund- und
Mitspracherechte beraubt werden.

Es muss gewabhrleistet werden, dass Schulerlnnenvertretungen
eigenverantwortlich, unabhangig und von ihren Lehrerinnen als gewahlte
Vertreterinnen der Schilerschaft akzeptiert arbeiten konnen!

Klassensprecherinnen wurden durch zurickgehaltene Einladung oder als
einschichternd empfundenes Verhalten ihrer Lehrerinnen daran gehindert, sich in
Klassenkonferenzen zu Wort zu melden.

Dem muss entgegengewirkt werden! Lehrerinnen missen ihrer Verpflichtung
nachkommen und gerade den Klassensprecherinnen die Gelegenheit einrAumen, in
Klassenkonferenzen Stellungnahmen abzugeben. Wir verlangen, dass Lehrerinnen
zur Anerkennung des Vertretungsmandats der Klassen- bzw.
Schulerinnenvertreterinnen verpflichtet werden und dieses ernstnehmen.

Klassensprecherlnnen sind nicht die Ersatzordnungskréfte einer Klasse. Die
Lehrerinnen muissen begreifen, dass es nicht zu den Aufgaben einer
Klassensprecherin / eines Klassensprechers zahlt, fir Ruhe zu sorgen,
Regelverstol3e zu melden oder sonst wie zu denunzieren.

Auch Schulleiterinnen dirfen sich nicht Gber das demokratische Gestaltungsrecht
der Schulerinnenvertreterinnen hinwegsetzen. Bei solchen Rechtsubertretungen
verlangen wir Konsequenzen!

Die im ,Schulrecht Hamburg® unter Nr. 1.2.6 festgelegten technischen
Hilfsleistungen zur Unterstitzung der Arbeit des Schilerrates dirfen selbigem
keinesfalls verwehrt bleiben, sondern missen uneingeschrankt nutzbar gemacht
werden.

Das Postgeheimnis hat auch in der Schule Gliltigkeit. Wird es durch Schulleitungen
oder Sekretariate gebrochen oder wird die Post nur unvollstandig an den
Schulerlnnenrat weitergeleitet, so muss dies dienstrechtliche Konsequenzen nach
sich ziehen!

Grund zahlreicher schulischer Konflikte ist die mangelnde Kommunikations-
bereitschaft und das Fehlen einer Dialogkultur von Lehrerinnen, Schuilerinnen und
Eltern.

Daher fordern wir, dass zwischen Schilerinnen und ihren Lehrerinnen ein steter
Dialog in Form eines Feedback-Bogens institutionalisiert wird. Mittels dieser
Feedback-Bogen kénnten die Schilerinnen ihren Lehrerinnen Rickmeldung geben,
was zum Einen Konflikten praventiv entgegenwirken kénnte und zum Anderen
Konfliktsituationen ausschldsse, wie sie im Ombudsbericht Frau Barbara Beutners
beschrieben sind und Letztens zur Unterrichtsqualitatsférderung beitriigen:
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Schilerinnen bemuhten sich (zum Teil die fachliche Kompetenz ihrer Fachkraft
anzweifelnd) durch Hinweise und Kritik den Unterricht mitzugestalten. lhre
Lehrerinnen jedoch ignorierten dies oder taten es als boswillige Unterstellung oder
Lige ab. Dies ist keine Gesprachskultur, in der sich Konflikte dieser Art I6sen
lassen! Deshalb verlangen wir weiter eine héhere Faktorisierung von Schilerlnnen-
, Eltern- und Lehrerinnen-Beratungsgesprachen im Lehrerarbeitszeitmodell (AZM),
damit Schulerinnen, Lehrerlnnen und Eltern der nétige Rahmen zur
Entwicklung einer konfliktldsenden Gesprachskultur gewahrleistet ist. Durch einen
derartig gesicherten Rahmen, wére auszuschliel3en, dass
Schulerlnnenvertreterinnen resignierend sich aus Konflikten oder gar ihrem Amt
zuruckziehen missen, um dem Druck ihrer Mitschilerinnen und Lehrerlnnen zu
entgehen und nicht zwischen den Fronten zerrieben zu werden.

Schulerlnnen  nicht-deutscher  Herkunft wurden, so dokumentiert der
Ombudsbericht, durch ihre Lehrerinnen vor der Klassengemeinschaft wegen ihrer
Aussprache der Lacherlichkeit preisgegeben. Das ist zu verurteilen und zu ahnden!
Auch muss die Religionsausuibung bei Klausurversdumnissen als Entschuldigung
akzeptiert werden, ganz gleich welche Religion ausgelbt wird. Das Nachschreiben
der aufgrund eines Feiertages versaumten Klausur muss dem Schuler / der

Schilerin gestattet sein.

Schulerinnen haben Rechte! Diese dirfen ihnen unter keinen Umstanden

abgesprochen werden!
Nicht in einem Rechtsstaat!

Nicht in einer Demokratie

Schulen in freier Tragerschaft

In Hamburg gibt es verschiedene Schulen in freier Tragerschaft. Dazu z&hlen unter
anderem die konfessionellen Schulen und die Waldorfschulen. Die konfessionellen

Schulen werden uber die Kirchensteuer mitfinanziert, die meisten andren Schulen in freier

Tragerschaft tber Elternbeitrage.

All diese Schulen sind eine Bereicherung fir Hamburg. Sie geben Eltern die Mdglichkeit,
ihrem Kind eine individuelle Bildung zukommen zu lassen. Da die Schiler dieser Schulen

nicht voll vom staatlichem Schulsystem getragen werden, entlasten sie die Hansestadt
Hamburg.

Durch steigende Kosten und ausbleibende Einnahmen (z.B. Rickgang der Kirchensteuer)
sind diese Schulen in Gefahr. Dies fuhrt zu grofReren Klassen und weniger Lehrerstellen.
In einigen Schulen miussen daher die Elternbeitradge erhdht werden. Dadurch bleibt einigen

Schilern die Mdglichkeit, diese Schulen zu besuchen, verwehrt.

Daher fordern wir:
Einhaltung des Wahlversprechens!
Das bedeutet:

Dass Hamburgs Schulen in freier Tragerschaft 80% von dem, was die Stadt Hamburg flr
ihre Regelschuler ausgibt, bekommen sollen. Diese Mittel dirfen nicht bei den staatlichen

Schulen gekirzt werden.

Nur so kann das Uberleben dieser Schulen gesichert werden. Nur so kann es in Hamburg

auch weiterhin ein vielféaltiges Angebot an Schulformen geben.



Qualitatssicherung von Lehrerinnen

BoNPE

Prufungen

Weiterbildung

Feedback-Bégen

Wir stellen fest, dass Lehrer nach ihrer Verbeamtung lediglich alle fiinf Jahre auf
ihrer fachliche Kompetenz geprift werden. Dies erfolgt allerdings nur bis zum 50.
Lebensjahr.

Es ist insofern problematisch, als dass dies ein Drittel ihrer gesamten Arbeitszeit betrifft
und dariiber hinaus das Durchschnittsalter Hamburger Lehrer sowieso tber 50 Jahre liegt,
so das zur Folge, dass wir von Lehrern Unterricht werden, die im Durchschnitt gesehen
keiner Uberpriifung mehr unterziehen miissen.

Das Ergebnis kennen wir!

Deshalb fordern wir:

1.

die Zeitspanne der Lehrerprtfungen von funf auf drei Jahre zu verkirzen. Die sollte
unangekiindigt und bis zum Ende der Dienstzeit stattfinden.

Wir stellen fest, dass Lehrer oft Defizite in paAdagogisch und neuen median
haben(z.b. in EDV)Deshalb fordern wir mehr Weiterbildung fiir betroffene Lehrer,
wodurch der Unterricht verbessert werden kann, da Lehrer neue median benutzen.

Wir stellen fest, dass Lehrer ihren Unterrichtsmethoden kaum rechtfertigen und
nachweisen missen. Mangel an fachlicher und padagogischer Kompetenz auf.
Deshalb fordern wir, Feedback-Bogen fur Lehrer die von Schilern ausgefullt
werden. In diesen sollen fragen der fachlichen und padagogischen Kompetenz
enthalten.

Wodurch auch die Weiterbildung von Lehrern mdglichen sein sollte.

Schulgesetz

»3 12 HmbSG
Integration von Schilerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Forderbedarf und
Betreuung kranker Schilerinnen und Schuler

1. Durch individuelle Integrationsmal3nahmen, Einrichtungen zur Beratung und

Unterstutzung von Eltern, Lehrkraften sowie zur Unterstlitzung und erganzenden
Forderung von Schilerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Forderbedarf,
durch Integrationsklassen und Sonderschulen werden die organisatorischen
padagogischen Rahmenbedingungen fir die Férderung und Erziehung von
Schulerinnen und Schilern mit sonderpadagogischem Forderbedarf geschaffen.
Allgemeine Schulen, Einrichtungen und Sonderschulen wirken enger
Zusammenarbeit auf eine Integration von Schuilerinnen und Schilern mit
sonderpadagogischem Férderbedarf den Unterricht der allgemeinen Schule hin.
Kinder, Jugendliche mit sonderpadagogischem Férderbedarf werden in
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Sonderschulen aufgenommen, wenn sich integrative Férderung nicht realisieren
|&sst.

2. Sonderpadagogische Forderung durch Einrichtungen erfolgt grundséatzlich als
individuelle IntegrationsmalRnahme in der allgemeinen Schule. Sie kann angeordnet
werden, wenn die Schilerinnen und Schiler durch Regelunterricht ihrer
Stammschule nicht hinreichend sonderpadagogisch gefordert werden kénnen.

3. Vorubergehende schulersetzende Betreuung durch Einrichtungen ist zulassig,
wenn Schulerinnen und Schuler zeitweise nicht am Unterricht ihrer Schule
teilnehmen kénnen. Diese Schiler und Schilerinnen gehdren weiterhin ihrer
Stammschule an.

4. Die Feststellung von sonderpadagogischem Foérderbedarf, die Anordnung
sonderpéadagogischer Forderung und die Entscheidung tber eine vortibergehende
schulersetzende Betreuung erfolgen auf der Grundlage des Ergebnisses eines
sonderpadagogischen Uberpriifungsverfahrens nach Anhérung der
Erziehungsberechtigten. Das Nahere zum Verfahren der Feststellung des
sonderpéadagogischen Férderbedarfs und zur Anordnung einer Betreuung, zu der
Art und Dauer der Betreuung sowie zu der Zusammenarbeit von Schulen und
Einrichtungen regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

5. Integrationsklassen zur Aufnahme von Schilerinnen und Schilern mit
sonderpéadagogischem Forderbedarf konnen als Regelangebot in der Primarstufe
und in der Sekundarstufe | eingerichtet werden, wenn daftr ortlich die raumlichen,
organisatorischen und personellen Voraussetzungen gegeben sind. Die
Entscheidung trifft die zustandige Behorde. Entsprechende Antrage kdnnen von der
Schulkonferenz oder von der Mehrheit der Erziehungsberechtigten der zu einer
Schule gehorenden Schilerinnen und Schiler gestellt werden. Das Néhere tber
die Voraussetzungen und tber das Aufnahmeverfahren regelt der Senat durch
Rechtsverordnung.

6. Schilerinnen und Schiler, die wegen korperlicher, geistiger oder seelischer
Erkrankung auf langere Zeit oder auf Dauer keine Schule besuchen kdnnen,
werden im Haus- und Krankenhausunterricht schulisch betreut.

Zentralabitur

Wir stellen fest: Ein Zentralabitur fuhrt zu einer Angleichung des Lernrtempos und zu einer
radikalen Angleichung der Inhalte. Auf individuelle Interessen und Problemlagen an den
verschiedenen Schulen kann keine Rucksicht genommen werden. Der allgemeine
Lehrplan sorgt schon heute dafir, dass bestimmte grundlegende Inhaltslinien verbindlich

sind.

Wir fordern: Das Zentralabitur nicht einzufiihren.

Rechtsverordnung

Wir stellen fest, dass wichtige Elemente im Gesetz durch Rechtsverordnungen geregelt
werden. Wir fordern, dass das Gesetz so geschrieben wird, dass Rechtsverordnungen
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nicht notig sind. Wir wollen damit ein Mitspracherecht der Burgerschaft bei grundlegenden
Fragen erreichen.

Integrierte Haupt- und Realschulen

Wie stellen fest: Dass der Schulversuch IHR einen positiven Einfluss auf die Hauptschuler
hat.

Deshalb fordern wir: Dass das Projekt IHR zu einem Standart Angebot der Hamburger
Schulen wird.

Lern- und Lehrmittelfreiheit

Wir stellen fest:

Lern- und Lehrmittelfreiheit ist gut. Da jedoch die Wirklichkeit anders aussieht, wir zahlen
jahrlich sehr viel Geld fiir Kopien und Lektiiren, so dass tiber eine Anderung der
angeblichen Lern- und Lehrmittelfreiheit oder eine Umstrukturierung nachgedacht werden
kann.

Wir fordern:

Sollte die Lernmitteloffensive wie geplant umgesetzt werden, diurfen die Kosten fir die
Eltern, die versprochenen 60,00 € Uberschreiten. Fur Geschwisterkinder muss es eine
Sonderregelung geben. Auf3erdem muss das Einkommen der Eltern bertcksichtigt
werden. Es sollte eine einheitliche Lern- und Lehrmittelversorgung an allen Schulen
geben, so dass die gleichen Biicher benutzt werden und so zum Beispiel Biicher an
Geschwisterkinder weiter gegeben werden und bei einem Schulwechsel keine Probleme
mehr entstehen. Dies soll auch fir alle Schulen in freier Tragerschaft gelten.

Kinderlose sind in die Verantwortung zu ziehen, indem sie zum Beispiel den Beitrag oder
zumindest einen Teilbeitrag zur Lern- und Lehrmittelbeschaffung erbringen.

Schilerausweise

Wir stellen fest:
Dass der aktuelle Schilerinnenausweis aus Papier sehr unpraktisch und leicht kaputt
geht. Wobei er auch leicht falschbar ist.

Deshalb fordern wir:

Einen Schilerausweis aus Plastik in form eines Fuhrerschein Formats, flr alle
Schulerlnnen.

Mit diesen Ausweis sollte es auch mdglich sein beim ohne eine weitere Bestatigung eine
HVV-Monat/Jahresskarte zu erwerben.

Gesamtschulen

Wir stellen fest:
Das durch Kirzungen der Gesamtschulen, der Sinn der Gesamtschule verloren geht, da
Schulerinnen schlechter gefoérdert werden kénnen.



Wir fordern deshalb:

Das die finanzielle Mittel nicht mehr gekurzt werden sollen bzw. wieder aufgestockt wird.
Da Gesamtschulen der Haupt- und Realschulen sowie Abiturienten betreut werden
missen. Durch Gesamtschulen wird auch die Integration gefordert, was im Interesse aller
liegt.

Lehrerarbeitszeitmodell

,Mit der besonderen Férderung der Bildung“ will die FDP-Burgerschaftsfraktion die
Féahigkeit aller Menschen steigern, dass eigene Leben selbstverantwortlich zu gestalten.”
So kann man es auf der Biurgerschaftshomepage der FDP-Fraktion lesen. Leider mussten
wir bei unserer Ausschussarbeit etwas Gegenteiliges feststellen. Die Férderung flr
kreatives bzw. individuelles Arbeiten wird durch das Lehrerarbeitszeitmodell in weitem
Mal3e eingeschréankt. Eine ausgesprochen hohe Belastung der Lehrer zieht den
Qualitatsverlust des Unterrichts an Hamburger Schulen nach sich.

Wir stellen fest, dass aus dem Lehrerarbeitszeitmodell folgende Punkte resultieren:

Anpassung des Lehrerberufs an andere Beamtenberufe (Stundenangleichung),
wodurch die Lehrer hoher belastet werden und die Unterrichtsqualitéat unweigerlich
sinkt.

Unterschiedliche Arbeitsaufwandsbemessung der verschiedenen Fachlehrer durch
vorgegebene Faktoren, die Faktorisierung der einzelnen Unterrichtsfacher sorgt fur
Unstimmigkeiten innerhalb der Kollegien.

Fir auRerschulische Aktivitdten wie Klassenreisen werden der  Lehrkraft nur eine
geringe Anzahl an Stunden vergitet, die dem Aufwand einer solchen nicht
angemessen sind. Die unzureichende Vergutung fir auf3erschulisches Engagement
und die hohe Belastung der Lehrerinnen werden in Zukunft keine Klassenreisen
bzw. Projekte oder Wettbewerbe ermdglichen. Klassenreisen sind unumganglich fur
die Bildung einer Klassengemeinschatt.

Vorgegebene Korrektur- bzw. Unterrichtsvorbereitungszeit, mit z.t. utopischen
Zeitvorgaben. Aus den Zeitvorgaben flr Unterrichtsvorbereitung und Korrektur
werden anspruchslose und nicht individualitatsfordernde Klassenarbeiten bzw.
Tests resultieren, da lange kreative Textarbeiten durch die Zeitvorgaben nicht
vorzubereiten geschweige denn zu korrigieren sind. Durch diese Vorgaben sowie
die hohe Belastung der Lehrerinnen leidet die Unterrichtsqualitét.

Transparenz der Lehrerarbeitszeit, welche fur ein hoheres Ansehen des
Lehrerberufes sorgen soll. Die Arbeit in dem vom AZM vorgegebenen Zeitvorgaben
wird zwar abgebildet, jedoch liegt die wirkliche Arbeitszeit bei weitem tber dem,
was die Vergutung des Lehrerarbeitzeitmodells daftr vorsieht.

Wir fordern:

Die sofortige Absetzung des Lehrerarbeitszeitmodells, da dieses durch die
ungerechte Faktorisierung, utopische Zeitvorgaben zur Korrektur- bzw.
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Unterrichtsvorbereitungszeit sowie mangelnde Transparenz als unausgereiftes
Modell auf den Schultern der Lehrerinnen getestet wird und fir eine viel h6here
Belastung der Lehrerinnen sorgt.

Falls das Modell nicht abgesetzt wird eine Einbeziehung der physischen sowie der
psychischen Belastung der Lehrerinnen, dies wurde flir eine etwas hthere
Gerechtigkeit zwischen den Lehrerlnnen sorgen.

Klassenreisen sowie andere aufRerschulische Aktivitaten sollten durch Freistunden
vergutet werden, dadurch werden endlich engagierte Lehrer belohnt.

Information Uber Zivildienst, Bund und andere Freiwilligendienste

Die Zeit nach der Schule:

la

2.a

1.1

1.2

1.3

2.1

Wir stellen fest, dass, obwohl die Berufsinformation in den Schulen sehr ernst
genommen wird, den Schulern bei der Entscheidung tber Bund, Zivildienst oder
andere Freiwilligendienste zu wenig geholfen wird.

Wir stellen fest, dass, trotz der grol3en zivilgesellschaftlichen Bedeutung
Freiwilligendienste zu wenig geférdert werden.

Abgehende Schuler werden viel zu wenig Uber die rechtlichen Grundlagen der
Verweigerung des Wehrdienstes oder die Arbeit beim Bund informiert.

Die meisten Schiuler wissen auch viel zu wenig tUber konkrete Stellenangebote von
Zivildienstplatzen, vor allem in der naheren Umgebung ihrer Schule.

Die Informationen tiber andere freiwillige Dienste, z. B. FOJ, FSJ oder
Auslandsdienste, sind mangelhatft.

Das Angebot fiir Stellen des Freiwilligen Okologischen Jahres ist auf Grund der zu
geringen Forderung zu klein, namlich nur 26 Stellen in Hamburg.

Wir fordern deshalb:

1.b

2.b

Wir fordern deshalb fir alle Abschlussklassen Informationsveranstaltungen,
Broschiren und Thematisierung im Unterricht oder wahrend der reguléren
Berufsinformation Gber rechtliche Grundlagen bei der Wahl von Wehr- oder
Ersatzdiensten.

Genauso wichtig scheint es uns in diesem Rahmen aufzuklaren tber konkrete
Stellenangebote auch im Bereich der anderen Freiwilligendienste.

Geeignet dafur waren Berichte von ehemaligen oder aktuellen Dienstleistenden.

Wir fordern grol3ere Zuschisse fur die Freiwilligendienste.
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Innenausschuss

Ordnungs- und Sicherheitspolitik des neuen Senates
1. Kriminalitdtsbekampfung

1.1 Wir stellen fest:
Verstéarkte Repression und konsequentere Strafverfolgung als Mittel der
Sicherheitspolitik des neuen Senates, haben kurzfristig zu einem augenscheinlichen
Absinken der Kriminalitatsrate gefihrt.

1.2 Wir fordern:
fur einen langfristigen Rickgang der Kriminalitat mehr praventive Mal3nahmen
durchzufihren.

Besonders auf dem Gebiet der praventiven Bekampfung von Auslanderkriminalitat ist
in Hamburg noch Nachbesserungsbedarf vorhanden. Durch die bessere Integration
von ausléndischen Mitburgerinnen kdnnte diese gesenkt werden.

Dieses Ziel glauben wir erreichen zu kénnen durch:
Die Schaffung von speziellen Lerneinrichtungen, in denen ausléndische Kinder
schon vor Eintritt in die (Grund-)Schule spielerisch die deutsche Sprache lernen.
Zur Sicherstellung des gewiinschten Erfolgs sollte diese Mal3inahme obligatorisch
sein.
eine bessere Durchmischung von verschieden Sprachgruppen und Kulturkreisen in
sozialen Wohnanlagen

2. Ordnungsdienst

2.1 Wir stellen fest:
der neueingefluhrte ,Stadtische Ordnungsdienst” ist sinnvoll, jedoch personell
unterbesetzt

2.2 Wir fordern:
Deshalb im Rahmen der repressiven Malinahmen den ,Stadtischen Ordnungsdienst”
mit wesentlich mehr Personal zu versehen, da wir der Meinung sind, dass gegen
Vandalismus, Umweltverschmutzung und die Bel&astigung unbescholtener Blrger durch
verschiedene Arten von Mull deutlich und entschieden vorgegangen werden muss.
Diese Malinahme sollte sich aus den fur Ordnungswidrigkeiten erhobenen Buf3geldern
finanzieren, die gegebenenfalls entsprechend zu erhéhen waren.

Drogenpolitik
1. Brechmittel
Wir stellen fest:

Juristisch gesehen, kann man keine Straftater drei Tage lang festhalten, um eine
naturliche Ausscheidung der verschluckten Drogen abzuwarten
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Die Festgenommenen haben nicht die Mdglichkeit zwischen dem Brechmittel und
dem Abwarten einer naturlichen Ausscheidung des Verschluckten zu wéhlen

es gibt die Mdglichkeit den Finger in den Hals zu stecken, ein Brechmittel zu
nehmen oder sondiert zu werden, doch die Mdglichkeit einer Spritze wird in
Hamburg verwehrt

die Voruntersuchung beinhaltet: Befragung zur Gesundheit, Abhorchen,
Sauerstoffgehalt, Puls und Drogeneinfluss. Dies ist bei Aussiedlern und Auslandern
nicht ausreichen, da fur diese meistens keine oder nur in geringem Ausmalie
arztliche Daten vorliegen

Wir fordern:
die Einflhrung der alternativen Brechmittelverabreichung durch die Spritze
dass bei einer Festnahme und Verweigerung der Brechmitteleinnahme das
Brechmittel nicht durch die Sonde eingeflihrt wird, sondern dass in diesem Fall die
Spritze zum Einsatz kommt
dass Festgenommenen die Moglichkeit haben, eine natirliche Ausscheidung
abzuwarten
bei Aussiedlern und Auslandern muss eine grtndlichere Untersuchung vor der
Brechmittelverabreichung durchgeflihrt werden

2. Umverteilung der Drogenszene

Wir stellen fest:
eine Umverteilung der Drogenszene in Randbezirke hat stattgefunden, jedoch gab
es keine rucklaufige Entwicklung des Drogenkonsums und des Drogenverkaufs

Wir fordern:
das Problem muss an seiner Wurzel bekampft und nicht verlagert werden, z.B.
durch Nutzung des Familien - Interventions- Teams
auf Grund der aktuellen Situation muss in den Randbereichen Hamburgs die
Drogenszene verstarkt kontrolliert werden

3. Fixstern

Wir stellen fest:
die Fixsterne garantieren die Vergabe von sauberen Spritzen. Dadurch wird eine
zusatzliche Infektionsgefahr bei Drogenabhéngigen verhindert. Diese Stellen leisten
gute und effektive Arbeit
diese sollen ausschliel3lich zu Beratungsstellen mit Kaffeeangebot umstrukturiert
werden. Daflir missen zusatzliche Gelder ausgegeben werden.

Wir fordern:
die Weiterbestehung und Forderung der Fixsterne
die Standpunkte dieser sollen besser Uberdacht werden
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Jugendkriminalitat
1. Kinderprostitution

Wir stellen fest:
die Prostitution von Kindern wie Erwachsenen existiert nur auf Grund eines
bestehenden Angebotes und einer solchen Nachfrage
das Angebot der Kinderprostitution wird weiter bestehen, solange die Nachfrage
existiert.

Wir fordern:
die Nachfrage muss eingeschrankt und gestoppt werden. Das verwirklichen wir
durch die strafrechtliche Verfolgung und Bestrafung von denen, die die
Dienstleistungen von Prostituierten in Anspruch nehmen

2. Geschlossene Jugendanstalten

Wir stellen fest:
die geschlossenen Unterbringen in der jetzigen bestehenden Form sind
ungenigend
es ist ein hoher personellen Aufwand, , psychologische, schulische und
padagogische Betreuung notwendig, um den Schilern einen Aufenthalt zu
gewébhrleisten
es muss gewahrleistet werden, dass die Schiler, die zu einer Haftstrafe verurteilt
werden, nicht gemeinsam mit erwachsenen Straftatern in einer Haftanstalt sind.
Dies fordert das kriminelle Handeln von Jugendlichen.

Wir fordern:
geschlossene Heime mit einer ein hoher personellen Aufwand, , psychologische,
schulische und padagogische Betreuung werden jugendlichen Straftatern gerecht,
da diese die notigen ErziehungsmalRnahmen fur gesellschaftlich unttichtige
Jugendliche mit sich bringe

3. Strafmindigkeit

Wir stellen fest:
die Schill-Partei will Strafmindigkeit von 14 auf 12 Jahren herabsetzen

Wir fordern:
der Strafmindigkeitsbeginn soll bestehen bleiben, da 12jéhrige laut
Expertenmeinung nicht die ausreichende Reife haben, um nach dem
Jugendstrafrecht verurteilt zu werden. Sie sind noch nicht in einem solchen Malie
verantwortungsbewusst sind.
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Jugend und Kultur

Unser Ausschuss versteht unter Kultur alle Arten der Freizeitgestaltung, die Jugendliche
aulBerhalb der Schule zur Verfugung stehen. Es geht uns nicht nur darum, die
.Klassischen“ Kulturangebote (wie Museen, Oper etc.) fur Jugendliche attraktiver zu
machen, sondern auch, den Interessen und F&higkeiten von Jugendlichen durch ein
erweitertes, auf sie zugeschnittenes Angebot gerecht zu werden. Unsere folgenden
Resolutionen beruhen auf dieser Definition von Jugendkultur.

Bessere Information

Hamburg verfligt zwar Uber ein vielfaltiges kulturelles Angebot, allerdings sind zu wenig
Jugendliche dariber informiert und deswegen wird nur ein Bruchteil des vorhandenen
Potentials genutzt.

Wir schlagen vor:

mehr Eventmagazine fur Jugendliche, in denen Uuber das bestehende
Jugendangebot informiert wird. Ein solches Magazin kénnte durchaus in eine schon
bestehende Zeitung (z.B. Live- Teil des Hamburger Abendblattes) integriert werden;
bzw. die bessere Verbreitung der schon bestehenden Magazine (Uni-/ Abiscene).

den Kulturring u.&. bekannter zu machen, z.B. durch vermehrtes Verbreiten in
Schulen und evtl. ahnliche Angebote fiir andere Bereiche (Sport, Messen etc.) zu
gestalten.

Klrzungen im Bereich von Institutionen wie dem Kulturring rtickgangig zu machen
und mehr staatliche Forderung fur diese Bereiche.

ein von Jugendlichen viel in Anspruch genommenes Medium wie z.B. Kino als
Informationstrager zu nutzen, um auf kulturelle Angebot aufmerksam zu machen.

einen ,Kultur-Lehrer* an jeder Schule, um mdglichst viele Jugendliche tber die
Schule mit Kultur in Berihrung zu bringen. Die Aufgaben des Kultur-Lehrers
bestehen darin, die Schuler Uber das Kulturangebot zu informieren und ein Event-
Board, welches an jeder Schule Uber Veranstaltung informiert, aktuell zu halten.
Ggf. werden klassenubergreifende Ausflige fur Schuler von ihm organisiert.

eine aktuelle, klar gestaltete Homepage, auf der auf Parties in Jugendzentren etc.
hingewiesen wird.

Aktionen und Aktionstage
Gemeinsame, fur alle Gruppen zugéngliche Aktionen fihren zu einem

Zusammengehorigkeits- und Gemeinschaftsgefihl unter allen Jugendlichen und férdern
das kulturelle Interesse auf entspannte Art und Weise.
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Wir schlagen vor:

Aktionstage (wie z.B. die ,Nacht der Museen“) vermehrt auf Jugendliche
auszurichten, um damit Institutionen wie z.B. Museen fir Jugendliche attraktiver zu
machen.

weiterhin einen Ferienpass (in alter Form) zu fordern, der Uber Veranstaltungen in
allen Ferien informiert und Vergunstigungen fir alle Schiler beinhaltet. Auf3erdem
ein ahnliches Angebot flr altere Jugendliche, in der Uber Praktika in den Ferien
informiert wird und Platze angeboten werden.

Musikveranstaltungen staatlich zu unterstitzen, um Eintrittsermalligungen fur
Jugendliche moglich zu machen.
Messen

Messen sind daftir geeignet umfassende Informationen an Jugendliche zu vermitteln, um
ihre Interessen auszuweiten und zu vertiefen.

Wir schlagen vor:

.Jugendmessen wie z.B. ,You“ in Hamburg.
3.2. eine Kulturmesse, auf der Veranstalter wie Theater, Kinos, Museen sich vorstellen
und damit Jugendliche auf ihr Angebot aufmerksam machen.

Sport

Um Jugendliche auch in ihrer Freizeit fir Sport zu sensibilisieren, ist er es unerlasslich,
schon den Schulsport attraktiver zu gestalten.

Wir schlagen vor:
eine grolRere Sportartenvielfalt an Schulen durch mehr Gerdte und besser
ausgebildete Lehrer moéglich zu machen. Notig fur die Realisierung sind

regelmanige Fortbildungen fur Sportlehrer.

mehr Zusammenarbeit zwischen Schulen und Sportvereinen, um einen flie3enden
Ubergang von Schulsport zu Vereinssport zu ermdglichen.

offentliche, freiwillige Sportveranstaltungen (z.B. Marathon, Ful3ballturniere,
Basketballspiele) fir Jugendliche.
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Jugendzentren

Jugendzentren stellen prinzipiell eine gute Mdoglichkeit fir Jugendliche aus
verschiedenen Gruppen dar, gemeinsam die Freizeit zu verbringen, hierbei soll die
finanzielle der Jugendlichen keine Rolle spielen.

Wir schlagen vor:

das Image von Jugendzentren durch Informationsveranstaltungen in Schulen zu
verbessern und damit alle Jugendliche auf das Angebot aufmerksam zu machen.

mehr Personal (z.B. in Form von Zivildienstleistenden), die als Betreuer fungieren.

Auslander und Soziales / Integration

Integration von behinderten Menschen

Behinderte Menschen sollten mit nicht behinderten Menschen konfrontiert werden, um
ihnen somit die Chance zu geben, zu sehen, dass auch sie ganz normale Menschen sind.

Offentlichkeit

Wir stellen fest, dass die Schilder und Informationsquellen in der Offentlichkeit zu kleine
Schrift aufweisen.
Wir fordern gréf3ere Schriften aller 6ffentlicher Schilder und Informationsquellen.

Wir stellen fest, dass es nur eine Integrationsschule, in der korperlich und Behinderte
zusammen mit nicht-behinderten Menschen lernen kdnnen, gibt.

Wir fordern mindestens eine ,I-Schule” pro Stadtbezirk, damit die Integration gefordert
wird.

Wir stellen fest, dass Rollstuhlaufkleber, die darauf hinweisen, dass man ein
Rollsuhlfahrer/in ist, von jedem Menschen im Supermarkt erworben werden kann.
Wir fordern, dass diese Aufkleber nur beim Arzt von Behinderten erworben werden kann.

Wir stellen fest, dass Kinder und Jugendliche nicht genug tber das Leben Behinderter
aufgeklart sind.

Wir fordern Aktionstage (Tag zur Aufklarung) bzw. Aktionswochen in der Grundschule
oder der Schule, um die Schuler und Schilerinnen tber das Leben behinderter
Mitmenschen aufzuklaren.

Wir stellen fest, dass nicht an jeder U- und S-Bahn-Station Fahrstihle fir Rollstuhlfahrer
vorhanden sind.

Wir fordern Fahrstiihle an jeder Station, damit jeder Mensch an sein Fahrziel ankommit.
Weiterhin missen alle Busse intakte Rampen haben.
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Wir stellen fest, dass es auf vielen 6ffentlichen Platzen und Einkaufspassagen fur
Rollstuhlfahrer und andere Behinderte nur eingeschrankte Méglichkeiten gibt sich frei zu
bewegen.

Wir fordern volle Barrierefreiheit an allen 6ffentlichen Platze fur behinderte Menschen.
Architekten miussen auf behinderte Menschen Riicksicht nehmen.

Positive Aspekte, die schon vorhanden sind jedoch noch verbessert werden mussen:

. Behinderte kdnnen mit einem Behindertenausweis die 6ffentlichen Verkehrsmittel
benutzen ohne etwas bezahlen zu mussen.

" Positiv ist auch die Ausstellung Dialog im Dunkel, so kénne sich viel Jugendliche
und Erwachsene in die Lage eines Blinden versetzen.

" Viele Busfahrer helfen den Behinderten beim Ein- und Aussteigen.

" Unter anderem sind Hilfskndpfe vorhanden, wie z.B. im Bus, damit die
Rollstuhlfahrer herauskommen.

" Es sind schon einige 6ffentliche Verkehrsmittel behindertenfreundlich ausgestattet,
aber leider noch nicht genug.

" Die Ausbildung von Behindertenhunden ist sehr grtindlich, so dass die Hunde bei

jeder Situation wissen, was sie zu tun haben.

Migration

Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz: ,Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seine Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religibsen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.*

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Dies muss von der Politik akzeptiert und in eine
aktive Zuwanderungspolitik umgesetzt werden.

Wir stellen fest:

Doktortitel und andere Qualifikationen aus Nicht-EU-Staaten werden nicht
anerkannt.

Die derzeitige Regelung der Kita-Card benachteiligt auslandische Burger.

Die Hauser der Jugend werden nicht ausreichend finanziell geférdert, so dass sie
ihrer integrationspolitischen Verantwortung nicht gerecht werden kdnnen.

Die Deutschkenntnisse auslandischer Kinder sind nur unzureichend.

Die interkulturelle Aufklarung in den Schulen ist mangelhaft und fordert Vorurteile.
Wir fordern:

Die Anerkennung der Abschlisse aus Nicht-EU-Staaten.

Einbeziehung von Kindern mit nicht-berufstatigen Eltern in die Kita-Card-Regelung.
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Bessere finanzielle Ausstattung der Hauser der Jugend fur eine bessere
Integrationspolitik durch Férderung interkulturellen Austauschs zwischen den
Jugendlichen (,Tag der Kulturen“) und zum Abbau der Jugendkriminalitat.
Pflicht fur Sprachkurse

Sprachkurse fur Asylbewerber in den Asylheimen.

Die sofortige Wiedereinfihrung des Referats ,Mal3hahmen zur Férderung von
Schuilern und Schilerinnen nicht-deutscher Muttersprache® im Amt fur Schule.

»1oleranzwochen” an Schulen zur interkulturellen Aufklarung.

Schiulerinnendemo

In unserer dreitdgigen Arbeit haben wir versucht, uns mdglichst viele verschiedene
Meinungen und Informationen uns anzuhdren. Zudem haben wir uns mit Gesetzestexten
zum Versammlungs- und Demonstrationsrecht auseinandergesetzt.

Wir haben festgestellt, dass es viele kontrare Meinungen zu den Vorféllen auf der
Schilerinnendemo vom 24. Mérz 2003 gibt. Wir haben versucht unsere Meinung
unabhangig und differenziert zu bilden.

Aufgrund unserer Arbeit:
stellen wir fest, dass Polizisten bei Demonstrationen nicht identifizierbar sind.
Wir fordern deswegen Erkennungsschilder fur alle Polizisten als Pflicht bei

Demonstrationen.

fordern, dass die Polizisten gegeniber jeglichen Teilnehmern einer Demonstration
ihrer Auskunftspflicht nachkommen und somit das bestehende Recht befolgt wird.

stellen wir fest, dass es nach 16.00 h und am Wochenende nicht mdglich ist bei
Ingewahrsamnahmen einen Haftrichter vor Ort zu haben.

Wir fordern, dass zu jeder Zeit ein Haftrichter bei Ingewahrsamnahmen vor Ort ist.
Wir fordern, dass ein Polizeipsychologe bei jeder Demonstration vor Ort ist.

Wir fordern die uneingeschrénkte Einsicht in die Polizeivideos des 24.03.2003 und
generell.

Wir stellen fest, dass die Polizeifihrung nicht alle Mittel der Deeskalation genutzt
hat.

Im Verhéltnisrecht wurde von Seiten der Polizei nicht korrekt gehandelt. Wir fordern dieses
fur die Zukunft zu beachten.

Wir stellen fest, dass die Schilerinnen zu wenig Uber ihre eigenen Rechte und
Pflichten in Bezug auf eine Demonstration informiert worden sind.
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Wir fordern, dass die Aufklarung durch eine Vor- und Nachbereitung im Unterricht
stattfindet.

Wir haben uns zudem auch mit der parlamentarischen Nachbereitung der
Schilerdemonstration auseinandergesetzt. Auch dazu wollen wir an dieser Stelle etwas
aussagen:

Wir heil3en es nicht flr gut, wie sich Vertreter der Schill-Partei in der Sitzung des
Innenausschusses zum Thema Schilerdemonstration vom 24.03.2003 verhalten
haben.

Durch die Blockade der Zuschauersitze, war ein GroRteil der Offentlichkeit und
damit die betroffenen Schiler gehindert der Sitzung beizuwohnen.

Wir verurteilen den Umgang mit diesem Thema in der aktuellen Stunde der
Hamburgischen Birgerschaft. Dort wurde nicht konstruktiv diskutiert, sondern
einander beschimpft und sich nicht an die parlamentarischen Regeln gehalten.

Obwohl wir (Ausschussmitglieder) hiermit einige Ergebnisse unserer Arbeit ausgearbeitet
haben, haben wir gemerkt, dass die Auseinandersetzung mit den Vorféallen auf der
Schulerdemonstration vom 24.03.2003 nicht in 3 Tagen zu bewaltigen ist und nicht nur
eine moralische Bewertung der Ereignisse erforderlich ist, sondern auch rechtliche Fragen
behandelt werden missen.

Dazu sahen wir uns nicht im Stande und fordern deshalb

- einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss zu den Vorféllen auf der
Schilerdemonstration vom 24.03.2003

Aufgrund unserer Arbeit sind wir abschlie3end zu der Meinung gelangt, dass die Polizei in
einigen Fallen rechtswidrig, aber allgemein unmoralisch gehandelt hat.

Dabei blenden wir den Fakt aber nicht aus, dass einige Demonstranten mit Gegenstanden
auf die Polizei geworfen haben, was wir an dieser Stelle aber gleichermal3en verurteilen.
Aus Zeugenberichten haben wir erfahren, dass unschuldige Schiler mit Kntuppeln
geschlagen wurden, obwohl der Einsatz dieser nicht erlaubt war und das es zusétzlich
unterlassene Hilfeleistung und Freiheitsberaubung gab.

Wir fordern, dass sich die Polizei fir zukinftige Demonstrationen nach friedlicheren
Malnahmen (z.B. keine unschuldigen Schiler in Gewahrsam nehmen etc) umsieht, um
Eskalationen, wie sie am 24.03.2003 aufgetreten sind, zu vermeiden. Aul3erdem
winschen wir ein gewaltfreies Verhalten der Demonstranten.

Wirtschaft, Bau, Verkehr, Umwelt

Hafencity

Wirtschaft:

Bei dem Bau eines Grof3projektes im Herzen der Stadt, haben wir Bedenken, dass
mittelfristig die Randbezirke Hamburgs vernachlassigt werden. Wir fordern, dass die
Wirtschaftsstandorte in den Randbezirken weiterhin gefordert werden. Wir sehen aber in
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der Hafencity die Chance, die City und den Siden Hamburgs enger miteinander zu
verbinden.

Wir sprechen uns fiur die Einfihrung der U4 in die Hafencity aus. Die Vorteile hierfur sind
die hohe Kapazitat, die vereinfachte Weiterfihrung in den Suden Hamburgs sowie die
leichtere Integration in das restliche Netz des OPNVs. Wir fordern jedoch, dass es eine
zweite U-Bahnstation im Osten der Hafencity geben muss, da das Fassungsvermdgen
einer Station nicht ausreichend ist, um die erforderliche Personenbeférderung zu
gewahrleisten.

Wohnen:

Laut Masterplan sollen ca. 12.000 Menschen in die Hafencity ziehen. Fur die Kinder der
dort lebenden Familien ist eine Grund- und Sekundarschule von Noten. Wir begrtif3en den
Bau dieser Schulen im Umfeld des ,Loseparks®, da sich in dieser Umgebung nach
Expertenmeinung die meisten Familien niederlassen werden. Des weiteren fordern wir,
dass in den Hauptwohngebieten Spielpléatze eingerichtet werden.

Umwelt:

Wir begrif3en, dass in der Planung der Hafencity als Wirtschaftsschwerpunkt Ruicksicht
auf moderne Umweltstandards genommen wurde. Auf Grund der hohen Investitionskosten
und der momentanen Wirtschaftslage halten wir die Verwendung von Passivhausern als
eventuelle Bauauflage fur bedenklich, da dieses Investoren abschrecken konnte. Des
weiteren halten wir den Bau von Passivhausern in der Hafencity fur zukunftsweisend und
weisen auf die bereits bestehenden staatlichen Subventionsmdglichkeiten hin.

Kultur:

Wir stellen fest, dass kulturelle Einrichtungen, wie ein maritimes Museum in der Hafencity
geplant sind. Zudem fordern wir den verstarkten Bau von kulturellen und historisch-
bildenden Einrichtungen, wie einem Hanse-Infocenter oder einem Museumshafen, die
einen attraktiven Anziehungspunkt flr Touristen darstellen. Des weiteren sehen wir die
Notwendigkeit, die Hafencity auch fir junge Menschen attraktiv zu gestalten. Ein Beitrag
wurde eine ,ausgefallene Jugendeinrichtung®, wie eine Unterwasserdisko oder ein
Wassersportcenter leisten, welche die Nahe zum Wasser, also die Identitat der Hafencity
widerspiegelt.

Airbuserweiterung/Ortsumgehung Finkenwerder

Feststellung:
Zur Entlastung Finkenwerders gibt es unterschiedliche Trassenalternativen.
Zum einen ist die Sudtrasse beschlossen, die zum Teil zur Zerstérung der hiesigen
Obstanbauflachen und zur Zerschneidung des noch intakten Naturraumes der alten
Suderelbe fihrt:
Durch eine Verlegung der Strafl3e des Nel3hauptdeich sudlich der Werksgeléande der
Airbus wird schon zum Teil die Bezirkstrasse realisiert. Dies stellt die Planung durch
die Sidumgehung in Frage. Der zeitliche Horizont zwischen der Realisierung der
Sudumgehung (2006) und der A 26 (2010), genauso die Planung der
Studumgehung in Frage stellt.

Forderung:
Fir die betroffenen Obstbaubetriebe und Bevdlkerung missen Lésungen gefunden
werden, die nicht nur auf Finkenwerderseite akzeptabel sind, sondern auch im
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Harburgerbezirk. Die obstbauschonenden Realisierung der A26 und die Realisierung
des Werksausschusses der Airbus tber die Verlegung des Nel3hauptdeiches als Teill
der Bezirkstrasse und dadurch auch die Akzeptanz fur diese StralRenbaumal3nahen in
Bezirk Harburg herzustellen und ein unsinniges Vermehren an
StralRenbaumalRnahmen sind zu vermeiden. Hierzu &uf3erte sich schon vor der Wahl
unser 1.Burgermeister Ole von Beust, dass dieser Raum Keine zwei so gravierende
Trassen vertriige. Dieses Wahlversprechen sollte eingehalten werden.

Feststellung:
Die von der Erweiterung des Airbusgeléandes und der Stralienbaumalinahmen
betroffenen Obstbaubetrieben missen genauso die Moglichkeiten zum Wachstum und
zur Optimierung ihrer Betriebsstrukturen (Flachenwachstum) erhalten wie Grol3betriebe
z.B Airbus denen ca. 140 ha (Muhlenbergerloch) zur Verfigung gestellt wurde.

Forderung:
Durch den Interessenkonflikt von Obstanbaubetrieben und der auzugleichenden
Baumalinahem (Flachenbedarf) sollte es nicht weiter zur Schwachung der
Obstbaubetriebe kommen.

Feststellung:
Wir haben festgestellt, dass es fur betroffene Bewohner nicht verstandlich ist, Teile
einer gewachsenen Struktur fur ein Prestigeobjekt, dem A380, aufzugeben, da aus
ihrer Sicht kein zwingender Grund vorliegt. Die beladenen Testfliige kdnnen besser in
Toulouse ablaufen, da dort die benétigte Landebahn bereits vorhanden ist.

Forderung:
Verzicht auf die beladenen Testfliige des A380 im Hamburgerischen Bereich und der
Erhalt der Ortschaft Neuenfelde mit allen Kulturgitern wie z.B. der Kirche und der
einmaligen Arp-Schnitger-Orgel.

Feststellung:
Aus Sicht der betroffenen Bewohner des Siderelberaumes speziell Neuenfelde, stellt
sich die Planung des Senats als sogenannte ,Salamitaktik” dar.

Forderung:
Es wéare winschenswert, wenn die betroffene Bevolkerung in die Planung einbezogen
wurde und MalRBhahmen als Gesamtheit in die Planfeststellung gehen und nicht nur
scheibchenweise nach geliefert wird. Diese Art der Vorgehensweise ist schadlich fur
die Akzeptanz dieser Malinahmen in dem betroffenen Raum und fordert nicht die
Glaubwirdigkeit des Hamburgersenats (z.B. Verlangerung der Start- und Landebahn).

Zusatzliche Forderung:
Verstéarkter Ausgleich von Airbus, z.B. Bereitstellung der Hallend&cher fur Solarzellen
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Infrastruktur/OPNV
I. Verkehrsanbindung Bramfeld/Hafencity

Feststellung:
Wir stellen fest, dass zwar bereits seit langer Zeit die Linie U4 geplant wird, eine
dadurch entstehende Anbindung der zentralen Orte Steilshoop, Bramfeld und der
Hafencity erreicht wirde, jedoch eine Planung erfolgt, die eine Stadtbahn vdllig
ausschliel3t und die zeitliche und finanzielle Prioritdt des Ausbaus der U4 klar in den
Bereich der Hafencity setzt. Unklar ist, wie die U4 zwischen Barmbek und Bramfeld
finanziert werden soll.

Forderung:
Wir fordern unbedingte Prioritat fur eine Schienenanbindung der Strecke nach
Bramfeld Uber Steilshoop, da  die Bewohner dieser Region bereits seit ca. 30 Jahren
auf diese Anbindung warten und sie verkehrstechnisch notig ist. Fur die Strecke
Barmbek-Steilshoop/Bramfeld schlagen wir den Ausbau einer U-Bahn Linie vor (U4),
da Steilshoop bereits eine U-Bahn Station besitzt und das Stral3ennetz dort nicht
zusatzlich durch eine Stadtbahn belastet werden sollte.

Il. Siderweiterung des HVV-Bereichs

Feststellung:
Wir stellen fest, dass der HVV seinen Tarifbereich zum 15.12.2002 in die schleswig-
holsteinischen Kreise Pinneberg, Segeberg, Stormarn und Lauenburg ausgeweitet hat,
die niedersachsischen Landkreise Harburg, Stade und Lineburg in der geplanten
Erweiterung zeitlich aber weit zuriickliegen. Es gibt aufgrund verschiedener Probleme
kein bestimmtes Datum fur die HVV-Suderweiterung.

Forderung:
Wir fordern, dass die Gesprache zwischen den Verantwortlichen der Freien- und
Hansestadt Hamburg und den betroffenen Landkreisen intensiviert und vorangetrieben
werden. Moglichst bald sollten die Verkehrsbetriebe der betroffenen niedersachsischen
Landkreise mit dem HVV kooperieren und ein gemeinsames Tarifsystem einfuhren.

[1l. Nachtverkehr

Feststellung:

Wir stellen fest, dass die Schnellbahnen des HVV zur Zeit zwischen ca. 0:30 Uhr und
4:30 Uhr im Regelfall nicht verkehren, statt dessen findet der Personentransport
ausschlie8lich mit Bussen statt. Dieser hat im Gegensatz zu dem Tagesbetrieb
zahlreiche Nachteile:

Nicht ausreichende Anbindung aller Stadtteile an den OPNV

Chronische Uberfiillung zu den StoRzeiten insbesondere am Wochenende

Zu langer Ubergang zwischen der letzten Schnellbahn und dem ersten Nachtbus.
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Forderung:
Wir fordern, dass S-Bahnen abgeschaltet und das Nachbusangebot gesteigert wird.
Wir empfehlen, das Nachtbussystem zu diesen Zeiten auszubauen und statt
dessen den regularen Busbetrieb wéahrend der Nachtzeiten mit geringeren
Taktungen fahren zu lassen.

IV. Behindertengerechter Ausbau aller Bahnstationen

Feststellung:
Wir stellen fest, dass zur Zeit nur 53 von 146 Bahnstationen behindertengerecht
ausgebaut sind und weitere 13 Bahnstationen in Planung sind.
Wir stellen fest, dass die Mittel aus der Stellplatzabgabe nicht mehr in vollem
Umfang fir den behindertengerechten Ausbau von Bahnstationen genutzt werden.

Forderung:
Wir fordern, dass zusatzliche Mittel aus der Stellpatzabgabe bereitgestellt werden, um
den behindertengerechten Ausbau aller Bahnstationen zu beschleunigen.

V. Einfihrung eines Jugendtickets im OPNV

Feststellung:
Wir stellen fest, dass es keine erméalRligte Einzelfahrkarte fur Jugendliche Uber 14
Jahren gibt. Eine Hin- und Rickfahrt im Gesamtbereich des HVV kann so flr
Jugendliche bis zu 12 Euro kosten.

Forderung:
Wir fordern die Einfuhrung einer Einzelfahrkarte fir Jugendliche Gber 14 Jahren, die
es auch Jugendlichen ermdglicht, kostengiinstig den HVV zu benutzen.
Wir empfehlen, dass diese Einzelfahrkarte hochstens die Héalfte des normalen
Erwachsenentarifs im GroRbereich Hamburg betragt.

Aul3enwirkung der Freien

und Hansestadt Hamburg
Wir stellen fest, dass Hamburg eine positive Entwicklung im Bereich des Tourismus
vorweist, dies schafft neue Mdglichkeiten auf dem Weg zur Metropole.
Dieses Niveau gilt es zu sichern und auszubauen. In Zusammenarbeit mit Vertretern der
Konsulate, der Hamburger Regierung, der Hamburger Birgerschatft, der
Tourismuszentrale, sowie Vertretern aus der Wirtschaft konnten wir folgende Defizite
aufdecken und nachfolgende Losungswege formulieren.

1. Modernisierung der Messehallen, diese aber nicht auf Kosten Planten un Blomen's,
das selber eine Verschonerung der Stadt darstellt.

2. Hamburg genief3t nur im Bundesgebiet einen hohen Bekanntheitsgrad. Daher
fordern wir, dass Hamburg eine internationale Image-Kampagne durchfthrt.
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3. Der Spielbudenplatz beeintrachtigt die ansonsten, fur Touristen, ansprechende
Atmosphére der Reeperbahn.
Daher fordern wir, dass der Spielbudenplatz eine dem Stadtbild entsprechende
Umgestaltung erfahrt.

4. Hamburg gibt sich selbst ein maritimes, tolerantes und weltoffenes Image.
Damit dies erhalten bleibt fordern wir:
Den Christopher-Street- Day weiterhin stattfinden zu lassen.
Das Kreuzfahrtterminal am Grasbrook schnellstmdglich aus dem Stadium
eines Provisoriums herauszuholen.
Den G-Move und den Schlagermove stattfinden zu lassen.

5. Hamburg ist eine Medienmetropole von internationalem Rang.
Da dies so bleiben muss fordern wir:
Weiterhin wichtige Medienereignisse (wie bspw. Echo, Bambi) in die Stadt zu holen.

6. Hamburg zeigt im Tourismus den positiven Trend, was die Ubernachtungszahlen
angeht.

Daraus ergeben sich Verpflichtungen fur die Freie und Hansestadt Hamburg:
Mehrsprachigkeit der Stadt (Schilder etc. auf Deutsch/Englisch weitere
Sprachen waren zu erdrtern wie bspw. Chinesisch)

PR fur Hamburger Gro3veranstaltungen

7. Wir stellen fest, dass die EU-Osterweiterung fur den Wirtschaftsstandort Hamburg
neue Chancen bietet, die genutzt werden missen.
Daher fordern wir ein partnerschaftliches Zusammenarbeiten mit der historisch
befreundeten Stadt Liibeck und dem Ostseehafen Travemunde.

8. Wir stellen fest, dass China ( unter Berucksichtigung der kirzlich eingefiihrten
Touristen-Visa ) ein neuer Wachstumsmarkt auf touristischer und wirtschatftlicher
Ebene ist.

Daher fordern wir:
Aufrechterhaltung enger wirtschaftlicher Beziehungen
Direktverbindung nach China ( Flug und/oder Féahre)

9. Wir stellen fest, dass in der Hamburger Innenstadt einige Gebaude erhebliche
Verunreinigungen vorweisen.
Daher fordern wir, dass die Stadt Hamburg Burger bezuschusst, die ihre Fassaden
erneuern und somit einen Beitrag zur Verschdnerung des Stadtbildes leisten.

10. Wir stellen fest, dass in Hamburg keine internationalen Sportveranstaltungen
stattfinden, die weltweite Beachtung finden.
Daher fordern wir, dass Hamburg sich um sportliche Grol3veranstaltungen bemunht
und durch den Bau eines Leichtathletikstadions die Rahmenbedingungen dafir
schafft.

11.Wir stellen fest, dass es in Hamburg keine Einrichtung gibt, die der Emigrierten
Deutschen gedenkt.
Wir fordern daher die Schaffung einer entsprechenden Einrichtung, da die
Erfahrung zeigt, dass diese Einrichtung touristisch interessant sind und eine engere
Bindung der Touristen an die Stadt bewirkt.



	Jugend im Parlament 2003
	Schule
	SchülerInnen-Rechte
	Schulen in freier Trägerschaft
	Qualitätssicherung von LehrerInnen
	Schulgesetz
	Zentralabitur 
	Rechtsverordnung
	Integrierte Haupt- und Realschulen
	Lern- und Lehrmittelfreiheit

	Schülerausweise 
	Gesamtschulen 
	Lehrerarbeitszeitmodell
	Information über Zivildienst, Bund und andere Freiwilligendienste

	Innenausschuss
	Ordnungs- und Sicherheitspolitik des neuen Senates
	Drogenpolitik 
	Jugendkriminalität 

	Jugend und Kultur
	Bessere Information
	Aktionen und Aktionstage 
	Messen
	Sport 
	Jugendzentren 

	Ausländer und Soziales / Integration
	Integration von behinderten Menschen
	Migration 

	SchülerInnendemo
	Geschehnisse vor Ort
	Nachbereitung
	parlamentarischer Untersuchungsausschuß

	Wirtschaft, Bau, Verkehr, Umwelt 
	Hafencity 
	Infrastruktur/ÖPNV

	Außenwirkung der Freien und Hansestadt Hamburg
	Tourismus
	Wirtschaft
	Gedenken


